
möglichen. Autonome Investoren in erneuerbare Energien müssen 
nicht fragen, ob ihre Investitionen mit den langfristig angelegten Ver- 
tragsverhältnissen für die Förderung und Lieferung fossiler Kohstoffe 
und den Investitionsplanungen für Kraftwerke, Kaffinerien und die 
Transportinfrastruktur vereinbar sind. Je mehr und je unmittelbarer 
in erneuerbare Energien investiert wird, desto eher schrumpft die 
Rolle der konventionellen Energiewirtschaft. 

Die ersten fünf Prozent Marktanteile, die der Energiewirtschaft 
von erneuerbaren Energien weggenommen werden, sind von ihr 
noch einigermaßen zu verschmerzen. Steigt der Anteil auf zehn oder 
ro Prozent, gerät sie iminer schneller in den Strudel gleichzeitiger 
Mengendegression und Kostenprogression. Panik bricht aus - wie es 
in Deutschland bereits der Fall ist -, die zu unterschiedlichen Reak- 
tionen führt: Druck auf Regierungen, das nunverant~vortliche(( Trei- 
ben zu beeiiden; öffentliche Kampagnen, die die steigenden Kosten 
der konventionellen Energiebereitstellung den erneuerbaren Energien 
zur Last legen; unternehmerische i>iversifizierungen in andere Wirt- 
schaftsbereiclie, aber auch - allerdings kaum als prioritär-e Option - 
eigene Einstiege in erneuerbare Energien. Wenn große Eiiergiekoii- 
zerne Letzteres versuchen, tendieren sie logischerweise zu Uereitstel- 
lungsformeii, niit denen sie ihre Infrastruktur weiter auslasten und ihr 
bisheriges Anbietermonopol retten können. 

Statt einzuknicken, müssen Regierungen und Parlaiiiente erneu- 
erbare Energien umso mehr vorantreiben und die traditionelle Rück- 
sicht auf die Energiewirtschaft zum Wohl der gesamten Gesellschaft 
aufgeben. Statt dem internationalisierten »Energiemarkt« in hiiclist 
fahrlässiger Weise die gesellschaftliche Grundversorgung iiiit Energie 
anzuvertrauen, muss und kann die Energiebereitstellu~lg der Gesell- 
schaft mit ihren zahllosen dafür aktivierbaren Trägern überantwortet 
werden. Es geht um die gesellschaftliche »Rückgewinnung der hlacht 
über die Macht«, wie es der Philosoph Lothar Schafer in sciiiem Buch 
über das »Bacon-Projekt« ausdrückt.' 

Im Zuge dieses Prozesses sinken die Umsätze und fallen die eta- 
blierten Fnergiekonzerne unter ihre Rentabilitätsschwelle. 1)urch 
Großfusionen zu Mamrtiutkonzerneii versuchen sie, diesen Zeit- 

punkt hiiiauszuschieben. Denn nach ihm beginnt die 'Talfahrt, die sie 
zu neuen Strategien zwingt oder in den Konkurs treibt. Viele kom- 
munale Energieunternehmen blühen dagegen neu auf, wenn sie auf 
erneuerbare Energien in dezentraler Energieversorgung umstellen. 
Dauert es zunächst vielleicht 15 Jahre, bis die erneuerbaren Energien 
zehn Prozent des Fnergiebedarfs decken, so sind es in den folgenden 
fünfzehn Jahren vielleicht schon 30 Prozent und in den nächsten 
schon 90 Prozent. Mit der Vermehrung des Anteils erneuerbarer 
Energien steigert sich die Geschwindigkeit ihrer Verbreitung. Da sich 
die etablierte knergiewirtschaft den erneuerbaren Energien kaum 
noch grundsätzlich verweigern kann, muss sie alles in ihrer Macht 
Stehende versuchen, wenigstens eine für sie unkontrollierbar wer- 
dende unabhängige Entfaltung erneuerbarer Energien zu verhin- 
dern. Sei es durch Ubernahme der Unternehmen, die Erneuerbare- 
Energie-Techniken produzieren. Oder dadurch, dass mit politischer 
Hilfe nur solche MaGnahmen zugelassen werden, die die Einführung 
erneuerbarer Energien - und auch die der dezentralen Kraft-Wärme- 
Kopplung noch mit fossilen Energien - nur in mit der Energie- 
wirtschaft abgestintiiiten kleinen Portionen ermöglichen. Nach der 
langjährigen Verweigerungsphase ist das der Versuch, erneuerbare 
Energien in kleinen klengen in die Strukturen der Energiewirtschaft 
integrieren zu wollen. 

A U T O N O M 1  E STATT I  NTECRATION 

Die erfolgreichen Prograitime zur Einführung erneuerbarer Energien 
sind auf autonom eingeleitete politische Strategien zurückzuführen 
oder auf solche, die eine Plattform für autonomes Handeln von 117- 

vestoren geschaffen haben. Demgegenüber sind alle auf eine Eiiibin- 
dung in die Energiewirtschaft ausgerichteten Konzepte erfolglos ge- 
blieben oder treten nach ersten Anfängen auf der Stelle: Sie bedeuten 
de facto die Anerkennung des Vorrangs der auf die herkömmlichen 
Energien zugeschnittenen Energieversorgungsstrukturen. 

Die Erfolgsbelege derjenigen Strategien, die politische Alrtotzowiien 



ausschöpfen und ailtonolne tvirtschafiliclze lrzitirztiveri fördern, sind 
schlagend: Die Hand voll Länder, die unabhängig von1 Verlauf inter- 
nationaler Verhandlungen zu erneuerbaren Energien aufgebrochen 
sind, haben qualitativ wie quantitativ mehr bewegt als alle interna- 
tional angelegten Versuche integrierten politischen Vergehens. Und 
nicht zufällig haben meistens Städte in autonomer Entscheidung die 
ersten bahilhrechenden Initiati\ien gestartet, weil sie nicht so stark in 
den »politisch-energiewirtschaftlichen Komplex(( eingebunden sind 
wie Regierungen. Auffallend ist - etwa in Deutschland oder Oster- 
reich - die grofle Zahl kleiner Städte oder auch Landkreise, die das 
ioo-Prozent-Ziel kominunaler Energieautonomie anstreben oder so- 
gar schon erreicht haben. Ohne die »kostendeckende Vergutung« für 
die Net~einspeisung von Solarstrom, die - ausgehend von der Stadt 
Aaihen und angestoflen vom dort ansässigen Solartiirderverein und 
dessen Spiritus Kector M'olf von Fabeck - in den goer J'ihren in mehr 
als 30 deutschen Stndten eingeführt wurde, hätte es keine industrielle 
Basis für das ioo.ooo-Dächer-Programm der Bundesregierung 1999 

~ i n d  die sich daran anschliet3ende massive Erhöhung der gesetzlichen 
Vergütung für Solarstrom durch das EEG im lahr looo gegeben. 
I\;ominiiiiaie Initiativen kiinnen also Schneisen schlagen für eine all- 
genieine Gesetzgebung. Wenn die Städte, die vorangeschritten sind, 
zuvor  den Iiat ~vissenschaftlicher Gutachter eingeholt hätten, die die 
Projekte nach ihren komparativen Kosten zu theoretischen Pro~ekteri 
andernorts prüfen, wäre wahrscheinlich keine dieser Initiativen zu- 
stande gekommen. Möglicherweise waren die kommunalen Projekte 
nicht iminer >,kosteneffizient($, aber dafür haben sie die Lebensqualität 
und die soziale Atmosphäre in den Kommunen verbessert und lokale 
hzw. regionale Arbeitsplätze geschaffen. 

Die unternehmerischen Vorreiter in der Produktion von Erneuer- 
bare-Energie-Techniken sind in der Kegel Newcomer und nicht tra- 
ditionelle Energietechnik-Konzerne, deren Geschäftsbeziehungen mit 
ihren Stainn~kunden aus dem Rahmen fallende Alleingänge offen- 
bar nicht zulassen. Bei Betreibern von Erneuerbare-Energie-Anlagen 
zeigt sich ein ähnliches Bild: Seit dem Inkrafttreten des EEG in 
1)eutschland wurden über 95 Prozent der Investitionen von privaten 

Betreibern oder kommunalen Energieunternehmen getätigt. Obwohl 
die Stromkonzerne ständig klagen, dass das Gesetz risikofreie Inves- 
titionen mit einkömmlichen Gewinnen ermöglicht, sind sie nicht auf 
diesen Zug aufgesprungen. Von den 2004 weltweit im Bereich der 
Windkraft installierten Kapazitäten sind lediglich 23 Prozent (9750 

von 42.400 MW) in der Hand gröfierer Stromversorgungsunter- 
nehmen. 

Das strategische Augenmerk für einen Durchbruch erneuerbarer 
Energien muss sich deshalb auf drei Punkte richten: 

- auf breit gestreute ztrlabhängige Verfiigbarkeit statt einer Konzen- 

tration auf besonders ))wirtschaftlichec( internationale Standorte, 
etwa im »Sonnengürtel« des Erdballs; 

- auf die politische Dezentralisierungstatt auf internationale Institu- 

tionen und ))Marktharmonisierung«; 
- auf die Stinzulier~lng ailtcinomer lrlvestitionerz statt auf staatliche 

und energiewirtschaftliche Investitionsplanungen. 

Unabhängige Verfügbarkeit statt Abhängigkeit 

Unabhängige Verfügbarkeit setzt gröl3tmögliche Nähe zwischen der 
technischen ))Ernte« bei erneuerbaren Energien und deren Nutzung 
voraus, also die Orientierung auf das räumlich nächstliegende natür- 
liche Potenzial. Deshalb muss sich die Tecl-inologieentwicklung er- 
neuerbarer Energien vorrangig auf solche Technikanwendungen und 
Nutzungsstrukturen konzentrieren, die möglichst unabhängig von 
den vernetzten Strukturen der herkömmlichen Energieversorgung ar- 
beiten. Die Nutzung erneuerbarer Energien aus weit entfernt liegen- 
den Quellen ist ohne Integration in das etablierte Versorgungssystem 
kaum möglich und macht abhängig. Integration bedeutet, sich den 
Entscheidungskriterien Dritter unterzuordnen und die einzigartigen 
Flexibilitätsvorteile dezentral nutzbarer erneuerbarer Energien preis- 
zugeben. 

Ein signifikantes Beispiel für die schnelle Realisierbarkeit autonom 
operationsfähiger technischer Systeme ist der Automobil- im Ver- 



gleich Liini scliiciieiigehuiiclc~~eii Verkehr. I),is Aiitoiiiobil hat eiiicii 

griil<ereii ~\ktioiisradiiis uiid ist spoiit,incr iiiitzbar ;ils ciii scliiencii- 

gcb~iiidciics ~ i i i d  f,ilirplaii,ibli~iigiges Falirzeiig. I)ie Naclifrage iiacli 

r\iiioiiiobilcri wuchs ciesli,ilb rapide iiiit der  Kosteriscnkuiig, clcr tccli- 

iiischeii \>I-vollkoiiiiiin~ing iiiid der \~erl~esseruiig des Fahrkomtorts. 

I),id~iich wird eiilc h1,isscnprociuktioii angek~irbel t  iiiid eiii sich 

\\,echselwitig verstarkeiider Ilfkkt ausgelbst, der daiiii zusnt~licli  

ci~irch ciie politische licgünstigiing des i~utoiiiobil\ ,erhchrs in Form öf- 

feiitliclici- Sti-,il~eiiba~iieii ve r tä rk t  wird. Es gchi hier riiclit Liin cine 

iikologijclic oder iikoiioiiiisclie Ahwiigung 7wischeii i\utoiiiol>il ciiid 

hchieiiCn\~erkehr, soiidei-ii i i i i i  die krage, welclie Kectirigiiiigcii eiiieii 

seliiielleii tecliiiologixchcri I )~ i rchhr i i ih  erni(iglic1ieii. Iieiiii t\uio- 

iiiohil \iiid i i i i  Kcgelhll :\iil;igei~hctreil)er iind - i i~i tzer  icieiitiscli. 

Ileiiii Scliieiiciivei-kclii- siiid Fnhr7cugbeti-eibcr i i i ic i  Nuizer gctrciiiit, 

iiiicl heicic Iinl>eii ciiit. sei-iiigerc Flesibilitiit, rvcil d,is Sihieiieiiiietz 

i i i i l i t  so  \\reit \.ci.i~veigt isi lind \vcrcteii kanii wie diii Str,ilZeiiiiet/. lici 

clcr iit~t/~cl,~iiieieiieii Stroi i ivt~rsorg~~iig gibt es i i i  deii Iiid~istrieläiicler~i 

/\\.,ii- ciiic f'ist ,iIIgcinciiie iihicluitiii-e N ~ i t ~ ~ i n g x i i i o ~ l i i l i k c i t ,  \vcil cl'is 

Sti.o~iiiict/ iioc-li weitci- \CI-/\vc.igt ist ali  ci,is Str,itZc~iiiiet/. ks gibt iedoili 

eiiit, dciitlicli sei-iiiser-C I:lesibilit;it fiir die Iictreil>er voii Stroiiier~eii- 

~ ~ i i i ~ ~ ~ i i i l ~ i ~ e i i .  I ) ~ c ' c  ~ i i i i s s ~ ~ i  sie11 den Inicresseri der  Bc-treiber dcs 

htroiiiiici~cb ~iiiteroi-diieii - ~ i n d  7war L I I ~ ~ S ~  iiichr, je gi-cilSer die l'ro- 

d~il.;tioiisiiieiigc~i siiid, die iihei- d,is Netz traiihpoi-tiert iiiid vcricilt 

\vei-cieii solleii. 1)ai-,iii ei-gihi \ich, ci,iss die 1 )~ i rc I i~e t /~ i i ig~ ly i i i11 i i i l~  er- 

iieuer11;trcr kiici-sieii i i i i  Bei-eicli der S t ro i i~er~e~ig i i i ig  11111\0 griilki- ist, 

ic \vc,iiiger diese \,oii solchcri I<cstriktioiieii '~hliailgig ist. 

1);ts iiocli ,sigiiifiI.;aiitere Ilcispicl f ~ i r  die  I ) ~ i r c l i s e t ~ u i i g s d y ~ i ~ i ~ i ~ i k  

icchiiiiiliei- S ~ t e i i i e  oliiie Netzi-esti-iktioiieii iht dri\ der voii cineiii 

I~estiict/ ~i i iahl iäi igi~ei i  Iiit;)riii;itioiisa~iL~ictci-. Im (iegensatz Liir 

dralitloseii li.lel~oiiiiiiuiiil\atioii ist die voii eiiicm Stroiiiiieti iiii,iI,- 

Iiiiisige, i i i i i  Sironispeicherii betrieheiie Sol'ir- iiiid \tliiidkr,iftniit- 

/iiiig hogai- oliile I<ichituiik,iiilageii lind techiiisclic S:itellitcii iiiciglicli. 

l)ie k o i i / c p t i o e l  Orieiitiei-iiiig aii ciicscm \foi-bild ixt fiir die 7kch- 

i iologicei i i \~ickl~i~ic~,  ~ i i i c l  h,lilrktdurchdi-inguiig Sti-oiii erie~igciider 

criie~ierlxii-er l~iiergieii v o n  gi-iit3ert.r I3edciitung als die Fisicr~iiig 'iut 

die F~inktioiis- und  Kalkiilatioiiskritcrien der iiberkoinnicneii Eiier- 

gie\icrsorgiing. Wegen dieser Fixieruiig sirid aiifangs pliaiitastisch an-  

mutende Ziikuiiftsvisioneii - wie sie für Iiifor~natioiistecli~iologie~i i i i  

zahlloseii Büchern iind Leitschrifteii aiisgelireitct werdeii lind gro- 

Benteils auch sclioii iii kurzeii Zeiträiinien rcalisiert wurden - bisher 

iii der  Eiiergiediskiissioii nicht aufgekoniiiien. 

L)ie ))netzkonser\~ativc« Schlagseite der  1)iskussion fiihrt dazu, 

dicienigeii technologischeii uiid politischen Aiisiitze zii igiioriercii 

oder zu veriiachlässigcii, init deiien die  Netrrestriktioiieii üherwiin- 

den  werdeii kiiiineii. Ilas tcchriologische Iiistruniciit dafür  sind ent- 

weder aiitoiiom operatioiisf;ihige Stromerieuguiigs~i~iliigeii, bei deiieii 

der I'roduzeiit zugleicli Nut7,er ist, oder  Aiilageii, die ihre ProdiiI.;tion 

auf die Aiiforderiingeii des Nctzcs einstellen kiiiineii. 1)adurch wer- 

den sic ~iiiabhängig voii eiiier voii ihiieii selbst nicht koiitrollicrbareii 

Koordiiiatioii ilircr Prod~iktioii  iiiit aiidcreii I>rodiizeiitcii sowie init 

den ieweiligen Abricliiiierii - cieiii ~~Neti i i ia i iagei i ie i i t~~.  

L)as politicl.hc In~triitnciit  dafüi- ist die - weder zeitlich iioch nieri- 

geiiin;if3ig bcscl~riiiikte - i~ol-n~iigigc, Aliiir~hr~rc des Stroiiis aus criicu- 

crhareii 1:iiergieii d~ii-eh dic Netzbetreibcr i i i  \/crgiituiigcii, die ciic F,r- 

7cug~ingskosten deckcii ~inci einen ,idaq~iaten ~iiitcriiehiiierisclieii 

(;ewinri eriiitiglicheii. L)ie tecliiiisclic Cirenre eiiies solchcii V'orraiig- 

prinzips ist erst erreicht, weiiri iiielir Stroin aus erne1ierli;iren Ener- 

gien proclii/iert als iiacligefragt wird. L)iircli solclie politischeii \'or- 

raiigregeluiigcn wild deiii Stromversorgiiiigssysteiii auferlegt, seine 

0perationsf;ihigkeit a n  den crnciierhareii Eiiergicii 711 orieiitiereri, 

sich also auf diese einzustclleii. Statt die erneuerbaren Energien wei- 

ter aii die wirtschaftliche V'ergangeiiheit zu fesseln, wird die Strom- 

~uirtschaft gezwungen, sich ;iiif diese eiiizustellen. Als ));idditive Erier- 

gieii« gclten d a n n  nicht iiielir ciie erncucrharcii FF,iiergieii, soncicrn ciic 

koiiveiitioiiellen Fhergieii - solaiige sie iioch gehraucht wcrdeii. 

I)ieser Abliisiingsprozess fiillt techiiiscli iiinso leichter, je vieltiil- 

tiger das  Aiigehot aii crncucrhareii Energien, die sich wechselseitig er- 

gän7eii, für die Strornversorgiing wird iind je niehi- die Stroiiipro- 

duktionsaiilageii aus Solarstr,ihlung unci Wiiicikraft diirch eigerie 

Speicherkapazit;itc.ii autoiioni aiif Nachfragesclicvaiiki~~igeii einge- 



stellt werden können. Damit reduzieren sich diejenigen Konflikte um 
erneuerbare Energien, hinter denen tatsächlich teclinisclie Funk- 
tiorisschwierigkeiten stehen. Je geringer der technisch bedingte Inte- 
grationsbedarf, desto größer der politische Handlungsspielrau~~l auf 
kommunaler und einzelstaatlicher Ebene - und desto größer die 
Spielräume für autonome Investitio~~sentscheidungen. Aber der 
grundlegende wirtschaftliche Interessenkonflikt zwischen potenziell 
zahllosen Anbietern und Nutzern erneuerbarer Energien und den 
heutigen Groixanbietern von Energie ist damit keinesfalls aufgehoben. 
Er kann aber umso erfolgreicher zugunsten erneuerbarer Energien 
ausgetragen werden, je mehr technische Autonomie es gibt. Je gröGer 
diese ist, desto attraktiver und unangreitbarer wird der Aufbruch zu 
erneuerbaren Energien. 

Politische Dezentralisierung statt Clobalisierung 

Integration heißt allenfalls Mitbestimmung, keinesfalls aber Selbst- 
bestimmung. Das gilt auch für die Rolle politischer Inbtitutionen ini 
bestehenden Energiesystem: Dieses ist - außer in den wenigen Lin- 
dern mit noch eigenen fossilen Energie- oder L!raii~~orkon-iiiien und 
gröGere11 Wasserkraftpote~lzialen - für den Import von Priiniireiier- 
gie auf eine funktionierende internationale Kooperation ,inge~vieseii. 
Die Energiewirtschaft braucht die Regierung, um dies siclieri.ustellen, 
und die Regierung braucht die Energiewirtschaft, solange es bei der 
konventionellen Kessourcenbasis bleibt, zur Realisierung der gesell- 
schaftlichen Energieversorgung - ein wechselseitiges i\bhängigkeits- 
und Mitbestimmungsverhältnis. Das autonom verfügbare Potenzial 
erneuerbarer Energien kann hingegen ohne i\bstin-imuiig mit 

0 1  T von Priinärenergieanbietern aktiviert werden. Es macht unabhän,'b 
der Kooperation mit anderen Staaten, denen damit auch nicht pe- 
schadet wird - außer vielleicht denjenigen, die sich wirtscl-iaftlich aut 
Gedeih und Verderb vom Export fossiler Energieressourcen abhängig 
gelllacht haben. Für die Staatengemeinschaft insgesamt ist jede ein- 
zelstaatliche Einführung erneuerbarer Energien eine Hilfe, weil da- 
durch die letztlich alle treffenden atomar-fossile11 LUeItkriseii eilt- 

schärft werden. Deshalb sind das Ausschöpfen und die Erweiterung 
der jeweils eigenen politischen Trägerrolle für erneuerbare Energien 
die allgemein erstrebenswerte politische Handlungsphilosophie. Der 
politische Integrationsansatz bietet dagegen den retardierenden Kräf- 
ten Mitbestimmu~-igsmöglichkeitei-i, wo Selbstbestimmui-ig im Inte- 
resse aller möglich ist. Das Prinzip der politischen Energieautonomie 
ist also: nur so viel internationale Kegelungen wie nötig, so viel de- 
zentrale Politik wie möglich. 

Auf die Energiepolitik bezogen heißt das: Kommunale und regio- 
nale Strategien sind geboten, ohne auf gesamtstaatliche Strategien zu 
warten und sich mit diesen zu begnügen; ebenso einzelstaatliche 
Strategien, ohne auf internationale Vereinbarungen zu warten, es bei 
der Erfüllung der mühsam ausgehandelten Zielvorgaben zu belassen 
und sich die eigene Entscheidungsfreiheit bei der Wahl der strategi- 
schen Handlungsinstrumente nehmen zu lassen. Der internationale 
Ansatz ist, wie zuvor beschrieben, zwangsläufig »querschnitts- 
gelähmt«, weil er gutwillige und blockierende Regierungen und zu 
viele unterschiedliche - berechtigte wie unberechtigte- Interessen in- 
tegrieren muss. Es ist nicht zu erwarten, dass das überkommene ein- 
seitige Energieversorgungsdenken und das dicht gewobene Interes- 
sengeflecht mit der konventionellen Energiewirtschaft überall 
gleichzeitig abgelegt und durchschnitten werden. Dagegen lassen sich 
selbst beim besten Willen aller Beteiligten weder die Motive für die 
Umorientierung auf erneuerbare Energien noch die Vielzahl der 
dafür möglichen und erforderlichen Handlungsansätze - jeweils be- 
zogen auf die konkreten Bedingungen einer Stadt, einer Region oder 
eines Staates - in ein internationales Regelwerk bringen. ))Globale 
Umweltpolitik« (Udo Ernst Simonis) ist nötig, aber nicht in Form 
einer »global governance«, die vielfältiges eigenstaatliches Handeln 
ersetzt oder stutzt. Einmal nach langen und kompromissbeladenen 
Bemühungen beschlossen, sind internationale Gesetze wie Beton. Es 
braucht mindestens ebenso viel Zeit und Kompromissbereitschaft, sie 
zu ändern, wenn sie sich als irreführend erwiesen haben. ji-Prozent- 
Mehrheiten reichen dafür nicht aus. Der Philosoph Otfried Höffe hat 
in seinem Buch »Demokratie in1 Zeitalter der Globalisierung(( ge- 



mahnt, beim ges'1111teni Prozess politischer Interr-iationalisierung 
„streng darauf zu achten, dass nirgendwo d,is sclion Lrreichte aufs 
Spiel gesetzt wird. M'eder d'irf die ein~elstaatliche Demokratie bei der 
Bildung einer grot3regioilaleil Union noch deren demokr,ttisches 
Niveau bei der Bildung der \t'eltrepublik gefährdet werdeii.c(A 

Politische Institutionen haben in der Regel zwei Ircjgerrolleii: Llie 
eine besteht darin, dass sie mit ihrer eigenen Organisationskr'lft 
Initiativen ergreifen, durch eigene Investitionen, Förderprogramnie 
aus ihrem Budget, Forschungsfinanzierung oder Ausbilclungsrnaij- 
nahmen. Die andere besteht in ihrer Funktion als Gesetzgeber, der ge- 
sellschaftliche Aktivitäten eiilschräiikt oder den Freiraum dafür er- 
weitert und prililegiert. L)er konstruktive Beitrag intern'itionaler 
politischer Iiistitutionen und \:ertragsstaatenkc1iiierenze1i zum lt'elt- 
thenia dea \\'ecllsels 7 1  eriieuerbareii Energien sollte bei re,ilpoliti- 
scher Beobcichtui~g d'lrin liegen: 

- selbst Initiati\.en dui-chzuführen, \verin sie über eiiie eigene Orgci- 

nis,itionskapazität 1,erfiigeil; 
- ciie bestehenden iiiternationaleii Diskr in i i i l ic r~~r i~e~i  erneuerb'irer 

Energien c ~ ~ ~ f z u h e b e ~ i ,  um damit den Liutoi-~o~iien C;est,ilt~ing.s- 
spielr,ium cier Kegiei-ungen ausruu-eiteii u n d  internationale B'ir- 
rieren gegenüber Erneuerbare-Energie- und Energieeffi~ienztesh- 
nikeri abzubauen. 

Iler Beitrag kdnn und sollte iiicllt darin bestehen, selbst an die Stelle 
einzelstaatlicher Gesetzgebung zu treten, etwa durch \'ersuche einer 
internatior-ialen nHarmonisierung<c der Handluiigsinstr~i~nente. In- 
ternational köntien ,2lindestziele vereinbart werden, uni H,indliiiigs- 
druck auf die Staatengeineinschaftchft auszuüben, h e r  die Healisieruilg 
muss den einzelnen Sta'lten überlassen bleiben. Der Huf von Regie- 
rungen nach einem vertraglich fixierten internationalen (;leichkl<ing 
ist, wie gezeigt, ein Sich-Driicken vor der eigenen praktischen LTerant- 
Luortung. 

Die konstruktiven Aufgaben internationaler Institutionen 

Die praktische Eigenverant\z~oi-tung internationaler politischer Insti- 
tutionen konkret anzumahnen und offen zu reklamieren fiihrt die 
Diskussion aus den Nebelschwaden, in denen meist nur auf die \'er- 
antwortuiig anderer ver\viesen wird. Lt'enn sich allerdings zeigt, dass 
die bestehenden Institutionen sich dazu nicht aufraffen könr~en,  
müssen problembewusste Staatengruppen für Initiativen, die sie allein 
nicht ausreichend bewältigen können, neue internationale Organisa- 
tionen aus der T:~ufe heben. Eine erstrangige Aufgabe der UN-Orga- 
nisationen und auch der Europäischen Union in ihrer jeweils eigenen, 
nicht delegierbaren \~erant\\.ortung fiir den Energiewechsel müsste die 
überwindung des in 'Teil I1 beschriebenen eklatanten hlissverhältnis- 
Ses sein: Lt'ährend internationale Regierungsorganisatioileil wie be- 
sonders IiiEA, ECRATOhI und IEA de f ~ c t o  als Agenturen der welt- 
weiten Atomwirtschaft und fossilen Energie~virtschaft fungieren, 
fehlt eine l i z ter i i~~t io~ia lc .  Ageiltilrfirr Erilcirerbiire Eriergieri. ller opti- 
~ n a l e  Ans'itz \z7äre, dass die verschiedenen UN-Organisationen und 
-Einrichtungen- LIKESCO, EAO, UKIDO, LTNDP, UNEP,Lt'HO - ge- 
rneirisan~ eine solche Agent~ir errichteri, die ihre diesbezüglichen 
Aktivitäten koordiniert und gleichzeitig den Regierungen ))Hilfen zur 
Selbsthilfe(( leibtet. Ila die LIK-Organisationen dieses hlissverh;iltnis 
jedoch auf sich beruhen lassen, ist eiiie Initiative für eiiie solche Agen- 
tur durch eine Staatengruppe zwingend geboten. Voten fiir interna- 
tionale Aktionsprogramnie zu erneuerbaren Energien bleiben seich- 
tes Geschwätz, wenn diese Initiative ausbleibt. 

Die l\?ltliaiik und die 'inderen iiitergouvernenie~~t:ileil Eritivick- 
~ I I I I ~ ~ S ~ I ~ I I ~ E I I  müssen ultimativ niit der Forderung konfrontiert wer- 
den, ihre Energiekredit-I'ortfolios auszu~veiteii und auf den Energie- 
ivechsel zu konzentrieren, so wie es 2004 der von der Lteltbank selbst 
in Auftr'lg gegebene ))Industries Extractive R e p o r t ~  unter Federfüh- 
rung des ehemdligen indonesischen LTni~veltn~inisters Eniil Salim 
verlangt hat - der dann dennoch fast folgeiilos blieb. Da jedoch kaum 
damit zu rechnen ist, dass etwa die \treltbank einer solchen Aufforde- 
rung tatsächlich nachkoinmt, ist die Griindung einer Iiitcrrir~tiullalcll 
Barik flir Ertieilerhnre Ericrgicn i r~ ld  Energiccflizicizz ilot\veildip, \27ie sie 




